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Unter der überraschend geringen
Zahl an Neuerscheinungen zur Russi-
schen Revolution, die im Vorjahr zur
Veröffentlichung gelangten, ist die vor-
liegende von Stephen A. Smith eine
der interessantesten. Smith ist Profes-
sor für Geschichte an der Universität
Oxford.

Seine Darstellung beginnt mit dem
umfangreichen Reformprogramm Zar
Alexander II. (Aufhebung der Leibei-
genschaft 1861; Rechtsreform 1864;
ländliche und städtische Selbstverwal-
tung 1864 bzw. 1871) und endet mit
der Ära der „Neuen Ökonomischen Po-
litik“ 1921-1928. Die „große Wende“
der Jahre 1928-1931, also Stalins „Re-
volution von oben“, im Zuge deren mit
dem ersten Fünfjahresplan die Umstel-
lung auf eine staatliche Zentralverwal-
tungswirtschaft in den Weg geleitet
und die Kollektivierung der Landwirt-
schaft mit äußerster Gewalt erzwun-
gen wurde, ist nicht mehr Gegenstand
des Buches.

Smith behandelt die hauptsächlichen
Ereignisse, Entwicklungen, Strukturen
und deren Veränderungen in den
Sphären Politik, Wirtschaft, Soziales
und Kultur. Auch in geografischer Hin-
sicht bietet das Werk eine sehr breite
Darlegung und Interpretation, be-
schränken sich diese doch keineswegs
nur auf die Metropolen.

Seit den späten 1980er-Jahren ist in
den Ländern der ehemaligen Sowjet-
union sehr viel vormals gesperrtes
Quellenmaterial zugänglich. Historike-
rInnen haben diese Quellen genutzt,
um alte Fragen einer Prüfung zu unter-
ziehen, neue Fragen zu stellen und
sich mit Themen auseinanderzuset-
zen, die in der Sowjetzeit nicht behan-
delt werden durften oder vernachläs-
sigt wurden.

Solche Themenfelder sind u. a. die
nichtbolschewistischen Bürgerkriegs-
parteien; die Versuche der Menschewi-
ken und der Sozialrevolutionäre, der
Machtmonopolisierung durch die Bol-
schewiken Widerstand zu leisten; der
Konflikt zwischen Sowjetstaat und Or-
thodoxer Kirche; die katastrophalen
wirtschaftlichen Folgen von Krieg, Bür-
gerkrieg und Kriegskommunismus; die
von der NÖP ausgelösten ökonomi-
schen und sozialen Spannungen; die
Ereignisse und Entwicklungen in den
nichtrussischen Peripherien des alten
Imperiums; die Lebensumstände,
Weltbilder, Haltungen, Handlungsop-
tionen und -spielräume sowie kollekti-
ven Aktionen der Bauernschaft, wel-
che die große Mehrheit der Bevölke-
rung ausmachte und zugleich ent-
scheidende Triebkraft und hauptsächli-
ches Opfer der Revolution war.

Smith fasst diese neuen For-
schungsergebnisse zusammen und
will der Leserschaft einen Eindruck da-
von vermitteln, wie sich die histori-
schen Interpretationen der Russischen
Revolution, die wesentlich an Tiefen-
schärfe gewonnen haben, in den letz-
ten Jahren gewandelt haben.

Modernisierung und soziale Folgen

Der wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Wandel, der Russland als Folge
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der institutionellen Reformen und der
Infrastruktur- und Industriepolitik, wel-
che die ökonomische Modernisierung
vorantrieben, sowie der zunehmenden
Einbindung in die Weltwirtschaft seit
den 1860er-Jahren und beschleunigt
seit den 1890er-Jahren erfasste, ließ
neue Klassen – Industriearbeiter, An-
gestellte, industrielle und kommerzielle
Unternehmer, Freiberufler – und politi-
sche Kräfte entstehen. Die liberale Be-
wegung aus der Mittelklasse, die mili-
tante Arbeiterbewegung und die gegen
den Landadel gerichteten Bauernbe-
wegungen forderten – durchaus unter-
schiedliche – politische und soziale
Reformen, setzten die Autokratie und
den Adel unter Druck, untergruben das
Fundament der zarischen Herrschaft
und des alten Ständesystems. Die so-
zialen und ökonomischen Klüfte zwi-
schen adliger und unternehmerischer
Oberschicht sowie urbaner oberer Mit-
telschicht einerseits und der Bevölke-
rungsmehrheit – Bauern und Industrie-
arbeiterschaft – waren enorm.

In der Revolution von 1905 standen
Bürger, Arbeiter und Bauern nur vor-
übergehend Seite an Seite. Die der li-
beralen Bewegung entgegenkommen-
den politischen Reformen im Oktober-
manifest von 1905 – Konstitutionalisie-
rung der Monarchie – zog Zar Nikolaus
II. nach der Niederschlagung der Re-
volten wieder zurück, hielt verbissen
an der Selbstherrschaft fest.

Die Jahre 1907 bis 1914 waren ei-
nerseits von einem politischen Patt
zwischen Regierung und Duma sowie
dem generellen Abrücken von politi-
schen Reformen geprägt, andererseits
aber auch von einer deutlichen und
breiten Weiterentwicklung der Zivilge-
sellschaft und den Agrarreformen von
1906 und 1910/11, welche es Bauern
erlaubten, Landanteile an der Dorfge-

meinschaft zu erwerben, und so die
Schicht der freien Bauern stärkten.

„Ohne den Ausbruch des Ersten
Weltkriegs … hätte sich die Kluft zwi-
schen den breiten Bevölkerungs-
schichten und den privilegierten Klas-
sen wie auch zwischen Duma und Re-
gierung vielleicht allmählich überbrü-
cken lassen, doch machte der Krieg
solchen Hoffnungen ein Ende“ (S. 20).
Die Anforderungen des totalen Kriegs
setzten Industrie und Landwirtschaft
unter unerhörten Druck und vertieften
die ökonomische Kluft zwischen Pri-
vilegierten und der übrigen Bevölke-
rung.

Das Scheitern
der Februarrevolution

Es waren die katastrophale Lebens-
mittelknappheit, die galoppierende
Teuerung, andere Kriegslasten und die
allgemeine Kriegsmüdigkeit, die im Fe-
bruar 1917 in St. Petersburg die Revo-
lution auslösten und zum Sturz der Ro-
manow-Dynastie führten. Die unteren
Klassen begriffen Freiheit und Demo-
kratie nicht nur als Grundsätze für die
Neugestaltung der Regierung, sondern
auch als Leitmotive für die Umgestal-
tung der Gesellschaft und als Mittel,
um rasch Frieden, ein Ende der Wirt-
schaftskrise und die Beseitigung ekla-
tanter sozialer Ungerechtigkeit zu er-
reichen.

Dieses „sozialisierte“, mit tiefgreifen-
den Eingriffen in die Eigentumsverhält-
nisse – Aufteilung des Großgrundbesit-
zes an die Dorfgemeinschaften bzw.
an die Bauern, Arbeiterselbstverwal-
tung der Produktionsbetriebe – ver-
bundene Verständnis von Demokratie
war unvereinbar mit der liberalen Kon-
zeption, in der die bürgerlichen und po-
litischen Rechte an den Weiterbestand
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des Privateigentums gekoppelt waren.
In der Doppelherrschaft von Provisori-
scher Regierung einerseits und Räten
(Sowjets) andererseits schlugen sich
diese radikal verschiedenen Vorstel-
lungen über die neue Ordnung auch in-
stitutionell nieder.

Der Versuch, nach dem Februar eine
Demokratie zu errichten, scheiterte
also erstens daran, dass aufgrund der
ganz unterschiedlichen Interessenla-
gen keine Lösungen für die drängends-
ten Probleme der unteren Klassen –
Landreform, Lebensmittelknappheit,
drohende Arbeitslosigkeit – in Sicht
waren, und zweitens an der Entschei-
dung der Provisorischen Regierung,
den Krieg fortzusetzen.

Im Sommer 1917 kollabierte die rus-
sische Wirtschaft, die Arbeitslosigkeit
stieg stark, die Versorgung der Städte
mit Lebensmitteln funktionierte kaum
noch, auch wegen des zunehmenden
Chaos im Transportwesen, die Inflation
erreichte astronomische Höhen. Der
soziale Zerfall äußerte sich in Landbe-
setzungen und Aneignungen von adli-
gen Gütern und in der Stadt im Anstieg
der Verbrechen, begünstigt durch die
Auflösung der Polizei und die unzu-
reichende Ausstattung der Bürgermili-
zen.

Die Wirtschaftskrise, die soziale Ero-
sion, die Fortsetzung des Krieges und
der Putschversuch reaktionärer Kräfte
um den General Kornilow verschärften
die politische Polarisierung im Sommer
und Herbst 1917 entscheidend. In den
beiden Metropolen verloren die Sozial-
revolutionäre und die Menschewiken
Einfluss und Unterstützung an die Bol-
schewiken, die mit ihrer Parole „Brot,
Frieden und Land“ die Forderungen
der Unterschichten auf den Punkt
brachten. Die Garnisonen und die Ar-
beiter der großen Industriebetriebe in

Petrograd und in Moskau, wo die politi-
schen Weichenstellungen erfolgten,
standen damals mehrheitlich hinter
den Bolschewiken. Ohne den Rückhalt
dieser in militärischer Hinsicht kriti-
schen Masse wäre der Putsch der Bol-
schewiken im Oktober in Petrograd
nicht möglich gewesen.

Die Machtübernahme
der Bolschewiken

Doch die bolschewistische Machter-
greifung war keineswegs eine unab-
wendbare Entwicklung. Smith betont
stets die Offenheit historischer Verläu-
fe. Mehrmals war es alles andere als
sicher, dass die Bolschewiken dem
Willen Lenins entsprechend handeln
würden. In der Nacht vom 24. auf den
25. Oktober, als Lenin verkleidet aus
seinem Versteck ins Smolny-Institut
eilte, um den sofortigen Beginn des
Aufstands zu erzwingen, hielt ihn eine
Regierungspatrouille an, sah in ihm je-
doch einen harmlosen Trunkenbold
und ließ ihn ziehen. Wie wäre die Welt-
geschichte verlaufen, hätte man Lenin
verhaftet? Dieser nötigte jedenfalls
das ZK, den Befehl zum Putsch zu er-
teilen.

Die nicht-bolschewistischen Dele-
gierten des Zweiten Allrussischen Rä-
tekongresses, der am 25. Oktober er-
öffnet wurde, verließen aus Protest ge-
gen das „kriminelle Unternehmen“ der
Bolschewiken den Kongress und über-
ließen damit Letzteren die gesamte
Arena der Revolution – ein folgen-
schwerer Fehler der großen Mehrheit
der Kongressdelegierten, wie ein Ver-
treter der Menschewiken später ein-
räumte: „Durch unsere eigene Unver-
nunft sorgten wir dafür, dass Lenin auf
ganzer Linie siegte.“1

Der Entschlossenheit der Bolschewi-
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ken, an der Macht zu bleiben, fielen in
den folgenden Monaten mit der Konsti-
tuante die Ansätze zur Errichtung einer
Demokratie ebenso zum Opfer wie die
konkurrierenden sozialistischen Partei-
en und die bürgerlichen Freiheiten.
„Sowjetmacht“ bedeutete nicht, wie
viele Unterstützer der Bolschewiken
annahmen, eine Dezentralisierung po-
litischer Macht, sondern im Gegenteil
die Errichtung eines Einparteienstaa-
tes, die Konzentration der Macht in den
Händen von wenigen Personen und
den Aufbau eines Terrorapparats.

In seinen Schlussbetrachtungen be-
schäftigt sich Smith mit den in den letz-
ten Jahrzehnten vieldiskutierten Frage,
ob die historischen Umstände – das
Erbe des Weltkriegs, der Überlebens-
kampf des Regimes im Bürgerkrieg,
die Notwendigkeit, Städte und Armee
ausreichend zu versorgen, die interna-
tionale Isolation – die Handlungsspiel-
räume der Bolschewiken so entschei-
dend einengten, dass es zur Beseiti-
gung der bürgerlichen Freiheiten und
der Demokratie, der Errichtung einer
Einparteiendiktatur und eines Polizei-
staats sowie zum Kriegskommunismus
eigentlich keine Alternative gab, oder
ob die Ideologie, d. h. die Elemente des
Marxismus-Leninismus, handlungs-
prägend war: die Überzeugung, der
Marxismus vermittle „wissenschaftli-
che“ Einsicht in die Gesetze der Ge-
schichte; die Annahme, Klassenkämp-
fe seien der Motor der Geschichte; das
Konzept der „Diktatur des Proletariats“;
das Lenin’sche Modell der Avantgarde-
Partei usf.

Smith sieht zwischen diesen beiden
Positionen keinen Widerspruch: „Um
zu verstehen, warum die Revolution in
die Tyrannei mündete, müssen wir er-
kennen, dass es alternative Hand-
lungsmöglichkeiten gab. In dieser Hin-

sicht ist die Ideologie von entscheiden-
der Bedeutung, weil sie den Rahmen
für die Wahlmöglichkeiten festlegte.
Aber sie bestimmte nicht, welche Stra-
tegie konkret verfolgt werden würde“
(S. 439f).

Kriegskommunismus

Die Politik der Jahre 1918 bis 1921,
also während des Bürgerkriegs, die im
Nachhinein als „Kriegskommunismus“
bezeichnet wurde, umfasste ein stark
zentralisiertes System der staatlichen
Wirtschaftsverwaltung, die vollständi-
ge Verstaatlichung der Industrie, ein
Staatsmonopol auf Getreide und ande-
re Landwirtschaftsprodukte, die Ratio-
nierung wichtiger Konsumgüter, ein
teilweises Verbot des Privathandels
und eine weitgehende Militarisierung
der Arbeit.

Mit dem Bürgerkrieg entstand und
verdichtete sich unter den Bolschewi-
ken eine von Gewalt und Zerstörung,
fortwährenden Notlagen, Hungersnö-
ten, fehlender Unterstützung durch die
Bevölkerung und Einkreisung geprägte
Atmosphäre, sodass sich die Führung
um Lenin und Trotzkij zu diktatorischen
Herrschaftsformen veranlasst sah und
zu einer immer brutaleren Kriegsfüh-
rung gegenüber den militärischen Geg-
nern in Krieg und Bürgerkrieg, gegen-
über tatsächlichen oder vermeintlichen
zivilen Oppositionellen einschließlich
der Angehörigen des einstigen Adels
und Bürgertums sowie gegenüber den
Millionen Bauern, die sich gegen die
mit äußerster Gewalt betriebenen Le-
bensmittelrequirierungen zur Wehr
setzten.

„Immer schon war das Ethos der Bol-
schewiki durch Rücksichtslosigkeit,
Entschlossenheit, Autoritarismus und
‚Klassenhass‘ gekennzeichnet, doch
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verwandelte der Bürgerkrieg diese Ei-
genschaften in Grausamkeit, Fanatis-
mus, absolute Intoleranz gegenüber
allen Auffassungen, die von denen der
Bolschewiki abwichen, und diese Ei-
genschaften wurden stilbildend für die
antidemokratische Kultur des neuen
Staats. Der holzschnittartige Glaube
daran, dass die Ziele jedes Mittel heili-
gen, ließ keinen Zweifel zu“ (S. 302).

In Übereinstimmung mit renommier-
ten, auf die Geschichte Russlands
bzw. der Sowjetunion spezialisierten
Historikern wie Orlando Figes, Oleg
Chlewnjuk und Dietmar Neutatz betont
Smith, dass die politische Kultur und
Praxis der Bolschewiken entscheidend
durch die Erfahrungen des Bürger-
kriegs geprägt wurden.

Der – allerdings ungeheuer kostspie-
lige – Sieg im Bürgerkrieg bestärkte die
Bolschewiken in ihrer Überzeugung
von der Überlegenheit zentralistischer,
befehlsadministrativer Politik, und dies
auch und gerade im Bereich der Wirt-
schaftspolitik, und ihren Gegnern ge-
genüber gnadenlos aufzutreten. Die
Invasionen ausländischer Mächte und
das Ausbleiben der Revolution im
westlichen Europa förderten die Men-
talität des Eingekreistseins und die Er-
wartung eines unmittelbar bevorste-
henden Angriffs kapitalistischer Mäch-
te, ohne die die „große Wende“ Stalins
nicht zu erklären ist. Die Angst vor In-
nen- und Außenfeinden wurde wäh-
rend des Bürgerkriegs zur Obsession
und setzte sich in der Psyche der bol-
schewistischen Führer fest.

Neue Ökonomische Politik

Vor dem Hintergrund der Hungerka-
tastrophe und der Bauernaufstände
gewaltigen Ausmaßes beschloss der
X. Parteitag der KPR(B) im März 1921

eine weitgehende Neuorientierung der
Wirtschafts- und Sozialpolitik, und
zwar vom Kriegskommunismus hin
zum Markt und zu Privatunternehmen,
die sog. „Neue Ökonomische Politik“.
Die NÖP war eine hybride, in ständiger
Veränderung begriffene Wirtschafts-
ordnung, in der sich eine bäuerliche
Wirtschaft aus Dorfgemeinschaften
und freien Bauern mit einem zu wirt-
schaftsorientierter Buchführung ver-
pflichteten Staatssektor, privaten Han-
dels- und Industriebetrieben, einem
Netzwerk von staatlichen und koopera-
tiven Organisationen für Beschaffung
und Verteilung, einem Kreditsystem
und einem nur rudimentär entwickelten
Kapitalmarkt verbanden. Die Landwirt-
schaft erholte sich unter den neuen
Rahmenbedingungen 1922 und 1923
schnell.

Lenin sah in der NÖP ein System des
Übergangs, „in dem Marktmechanis-
men … allmählich dazu dienen wür-
den, den Staatssektor zuungunsten
des privaten Sektors zu stärken, was
einen Zeitraum von mindestens ‚ein bis
zwei Jahrzehnten‘ in Anspruch neh-
men würde“ (S. 306). Letztlich gingen
Lenin und die anderen Parteiführer
niemals ernsthaft von einer Sozial-
konzeption ab, welche die Beseitigung
des Marktes und das staatliche Eigen-
tum sämtlicher Produktionsmittel vor-
sah.

Am Ende seiner Ausführungen über
die wirtschaftspolitischen Aspekte der
NÖP resümiert Smith, dass die NÖP
eine in sich widersprüchliche Wirt-
schaftsordnung gewesen sei. Sie er-
wies sich vor allem deshalb von Anfang
an als krisenanfällig. Die Zulassung
von Marktmechanismen und die Wie-
derbelebung der Bauernschaft setzten
ökonomische und soziale Dynamiken
frei und führten zu erheblichen Un-
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gleichgewichten wirtschaftlicher und
sozialer Art, welche der Kontrolle des
Parteistaats in erheblichem Maße ent-
glitten. Damit stieg aber auch die Nei-
gung der Regierung, mit befehlsadmi-
nistrativen Maßnahmen in die Markt-
mechanismen einzugreifen und den
politisch unerwünschten Dynamiken
und Ungleichgewichten entgegenzu-
steuern. Als Folge davon verschärften
sich freilich die der NÖP ohnehin von
Beginn an inhärenten Widersprüche
nur noch weiter.

Mit der NÖP wich die ursprüngliche
bolschewistische Idee, dass die Arbei-
ter in den Fabriken die Macht überneh-
men sollten, dem verbissenen Streben
nach der Steigerung der Industriepro-
duktion. Aufgrund der Erwartung eines
unmittelbar bevorstehenden Angriffs
kapitalistischer Mächte ging es vorran-
gig um den Aufbau bzw. Ausbau der
Schwer-, der Maschinen-, der Fahr-
zeug- und der Rüstungsindustrie, wo-
für Bauern und Arbeiter kurz- und mit-
telfristig große Opfer zu bringen hatten.
Unter „Revolution“ wurden nun die Be-
mühungen des Parteistaats verstan-
den, die Ressourcen an Arbeitskräften,
Produktionsmitteln und Rohstoffen zu
mobilisieren, um die wirtschaftliche
und militärische Rückständigkeit ge-
genüber dem kapitalistischen Westen
möglichst rasch zu verringern.

Die Parteiführung war keinesfalls be-
reit, parallel zur ökonomischen Libera-
lisierung eine gewisse Demokratisie-
rung zuzulassen. Im Gegenteil: Die Er-
wartung und Befürchtung, dass die im
Zuge der NÖP-Realisierung auftreten-
den neuen wirtschaftlichen Akteure –
Unternehmer in Produktion und Distri-
bution, freie Bauern, technische und
ökonomische Experten – zu Klassen-
feinden mutieren könnten, veranlass-
ten sie zu der Schlussfolgerung, dass

die ökonomische Liberalisierung die In-
tensivierung des Machtmonopols der
Partei und die Schließung der Reihen
der Partei selbst erforderten. Bereits
1921 verhängte der Parteitag ein tem-
poräres Fraktionsverbot, das sich als
dauerhaft erweisen sollte. In den fol-
genden Jahren dehnte die Partei ihre
Kontrolle nach und nach auf alle Re-
gierungsorgane aus. Alle für die Sow-
jetunion wesentlichen politischen Ent-
scheidungen fällten einige wenige Per-
sonen im Politbüro des ZK der KPdSU.

Gemessen am Bürgerkrieg sowie
der Stalin’schen „Revolution von oben“
ab 1928/29 war die Zeit der NÖP eine
Periode relativer Ordnung. Anschlie-
ßend an die Zeit von den 1890er-Jah-
ren bis 1914 bildeten sich erneut An-
sätze einer Zivilgesellschaft heraus.
Diese Entwicklungen wurden jedoch
durch ständig zunehmende staatliche
Interventionen gebremst und begrenzt.
„Sicher kann die NÖP-Gesellschaft in
keinerlei Hinsicht als ‚liberal‘ bezeich-
net werden, doch war sie pluralisti-
scher als die brutal konformistische
Gesellschaft, die Stalin mit seiner ‚gro-
ßen Wende‘ von 1928 inaugurierte“
(S. 421).

Das knapp und sehr gut lesbar ge-
schriebene Werk, das sich durch einen
klaren Aufbau auszeichnet, richtet sich
sowohl an eine breite Leserschaft als
auch an das historische Fachpublikum.

Martin Mailberg
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